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„Gibt’s noch 
4,1’,6’-Trichlorogalactosucrose-Saft 

im Kühlschrank?“

Nicht alles, was süß ist, 
ist so natürlich wie Zucker. 

D
em

ne
r, 

M
er

lic
ek

 &
 B

er
gm

an
n

Die Raiffeisen 
Wohnberatung ist 
schlicht und einfach 
spitze. (Jaja, die Sache 
mit dem Eigenlob. Aber
in diesem Fall ist es 
eben nun mal so.)

Sprechen Sie doch einfach mit Ihrem Raiffeisen 
Wohnberater: Er sagt Ihnen nicht nur, wie Sie 
Ihr Eigenheim finanzieren können, sondern auch, 
wie Sie Förderungen am besten nutzen können. 
Näheres in jeder Raiffeisenbank.

www.raiffeisen.at
Die Gesundheitsreform ist zum Greifen nah: Gesundheitsministerin Kdolsky verhandelt wieder. [APA]
Kranke Kassen als Akutfall
Nach Ostern wird verhandelt
GESUNDHEITSFINANZIERUNG. Ministerin Kdolsky lässt alles offen.
WIEN (c. d.). Es geht nicht um mehr
Geld. Zumindest das stellte Ge-
sundheitsministerin Andrea Kdol-
sky (ÖVP) am Donnerstag in der
Fragestunde des Nationalrats zum
Thema Gesundheitsfinanzierung
klipp und klar fest. Ihrer Ansicht
nach müssen die 10,13 Prozent
des Bruttoinlandsprodukts bzw.
die 26 Milliarden Euro, die in Ös-
terreich für das Gesundheitssys-
tem von öffentlicher und privater
Seite aufgewendet werden, auch
in Zukunft ausreichen. Eine wei-
tere Belastung der Österreicher
durch höhere Sozialversicherungs-
beiträge hält die Ministerin nicht
für notwendig. Über die nötigen
Veränderungen in der Verteilung,
um etwa die drohende Pleite eini-
ger Krankenkassen abzuwenden,
blieb sie allerdings vage.
Einzig der Zeitplan für die
nächsten Verhandlungen scheint
einigermaßen festzustehen. Noch
vor Ostern, so Kdolsky, bzw. kurz
danach, so Sozialpartner-Vertreter,
wird mit der Ministerin das Strate-
giepapier zur Gesundheitsreform
verhandelt. In der Woche nach Os-
tern soll es dann wieder eine Ver-
handlungsrunde mit Bundeskanz-
ler Alfred Gusenbauer und Vize-
kanzler Wilhelm Molterer geben.
Kdolsky merkte jedenfalls an,
dass sie eine Fehlverteilung zwi-
schen niedergelassenem und Spi-
tals-Bereich sieht. Gleichzeitig re-
dete sie der Aufwertung des Allge-
meinmediziners das Wort sowie
einem Aufbau von Gesundheits-
zentren in unterversorgten Regio-
nen. Darüber gebe es zur Zeit Ver-
handlungen mit der Ärztekammer.

Die Ärztevertreter hatten im
Herbst noch mit Streik gedroht, als
die Gesundheitszentren zum ers-
ten Mal im Raum standen. Zum
Thema Kassendefizit sagte Kdol-
sky, dass sie von den derzeit neun
unterschiedlichen Leistungsab-
rechnungen der Gebietskranken-
kassen nichts hält. Da ist sie für
Vereinheitlichung. Die FPÖ-Forde-
rung nach einer Einheits-Kranken-
kasse lehnt sie allerdings ab.
WIE ES WEITER GEHT
Die Sozialpartner legen bis 1. April
ihr Papier vor. Dann gehen Kanzler,
Vizekanzler und Gesundheits-
ministerin in Detailverhandlungen.
····························································································································································································
„Gleiche Leistung, gleiche Honorare“
Bauernkassen-Chef Donabauer regt Nachdenken über Selbstbehalte an.
WIEN (c. d.). „Ich bin kein Günst-
ling. Ich habe es satt, mich als sol-
chen darstellen zu lassen.“ Karl
Donabauer, der (schwarze) Ob-
mann der Bauernsozialversiche-
rung, ist verärgert. Franz Bittner,
der (rote) Obmann der Wiener Ge-
bietskrankenkasse, wird nicht
müde zu erzählen, dass die
schwarz-blauen Regierungen der
Bauernversicherung erhebliche
Zuwendungen angedeihen ließen
und sie aus der maroden Finanzsi-
tuation holten. Donabauer ver-
weist hingegen auf weitreichende
Strukturreformen und Eigenleis-
tungen seiner Klientel. Donabauer
mahnt Bittner, der derzeit die fi-
nanziell am meisten angeschla-
gene von den großteils defizitären
Gebietskrankenkassen führt, als
verantwortlicher Obmann selbst
Entscheidungen zu treffen.

Gebietskrankenkassen angleichen
Donabauer führt an, dass die Bau-
ern Selbstbehalte bei jedem Arzt-
besuch von etwa neun Prozent be-
zahlen – die Gewerbetreibenden
etwa 13 und die Beamten 20 Pro-
zent. Die Versicherten der Gebiets-
krankenkassen haben hier keinen
Selbstbehalt. „Ich kann nieman-
dem Selbstbehalte verordnen. Aber
man sollte darüber nachdenken“,
so Donabauer im Gespräch mit der
„Presse“, vor allem wenn man mit
Finanzproblemen kämpfe.

Außerdem regt der Bauernkas-
sen-Obmann an, für die neun Ge-
bietskrankenkassen „einen über-
geordneten Finanzkörper zu
schaffen“. Neun unterschiedliche
Tarifverträge mit den Ärztevertre-
tern zu verhandeln, erleichtere das
System nicht unbedingt. Dona-
bauer fordert daher: „Gleiche Leis-
tung, gleiche Honorare.“ Es sei
nicht einsichtig, warum ein und
dieselbe Laboruntersuchung in
einem Bundesland das x-fache
vom Preis in einem anderen koste.
„Die Abstimmung ist aber sicher-
lich ein Langzeitprogramm von
fünf Jahren.“ Irgendwann müsse
man aber anfangen, möglichst
ohne Streit und ohne die üblichen
Feindbilder zu konstruieren.

Dass man nicht nur die neun
Gebietskrankenkassen, sondern
auch die vier bundesweit agieren-
den Sonderversichungsträger (für
Bauern, Beamte, Gewerbetreiben-
de und Eisenbahner/Bergbau) so-
wie die sechs Betriebskrankenkas-
sen in eine gemeinsame Struktur
einbettet, davon hält Donaubauer
nichts. Dazu seien die Unterschie-
de doch zu groß, bei den Selbst-
ständigen gebe es etwa kein Kran-
kengeld. „Das wäre nur zu über-
winden, wenn man eine einzige
staatliche Krankenversicherung
einrichtet. Und dem kann ich
nichts abgewinnen. Überall, wo es
so etwas in Europa gibt, war das
kein Erfolg.“
Der Jammer mit dem
Genossen Gusenbauer
Der SPÖ-Chef bedauert den „Gesudere“-Sager.
VON CLAUDIA DANNHAUSER

WIEN. Der Unmut unter den Ge-
nossen ist spürbar. Da hat man
endlich eine rot geführte Regie-
rung und was tut sich? Nichts,
nicht viel jedenfalls. Darüber ist
man sich im SPÖ-Bildungszen-
trum in der Praterstraße rasch ei-
nig. Es geht zwar dem Titel nach
um die „Kranke(n)Kassen“ und die
„konservative Gesundheitspolitik“
– ein Thema, das der Gewerk-
schafter und Wiener Gebietskran-
kenkassen-Obmann Franz Bittner
mit Verve und Elan stundenlang
vortragen kann. Eigentlich geht es
aber um den Parteivorsitzenden.

Alfred Gusenbauer hat sich in
letzter Zeit bei seiner Basis nicht
gerade beliebt gemacht. Den an die
Gewerkschafter gerichteten „Gesu-
dere“-Sager bedauert der SPÖ-Chef
übrigens am Donnerstag bei einer
Pressekonferenz zum EU-Gipfel:
„Ich hatte keine Absicht, sehr aktiv
arbeitende Mitglieder und Funktio-
näre zu beleidigen.“ Das großteils
ältere Publikum in der Praterstraße
schmerzt aber mehr ein Satz aus
einem APA-Weihnachtsinterview,
in dem Gusenbauer den Kranken-
kassen beschieden hatte, sie
bräuchten sich nicht um einen
Blankoscheck anstellen. Da geht es
um die soziale Kernkompetenz, um
das, was man sich im Laufe von
Jahrzehnten hart erkämpft hat.

Wenn Bittner sagt, „der Neolibe-
ralismus mit Augenzwinkern ist
auch tief in unsere Partei einge-
drungen“, dann erntet er nicht nur
Applaus. Er wird sogleich getoppt:
„Nicht in der Partei, an der Partei-
spitze ist der Neoliberalismus ein-
gedrungen.“ Da muss selbst Bitt-
ner, der gesteht, nicht das beste
Verhältnis zum Parteichef zu ha-
ben, zur Verteidigung ausrücken.
„Gusenbauer ist einfach eingefah-
ren“, meint er. Dem einen, aus
dem Zusammenhang gerissenen
Satz seien „viele kluge“ gefolgt.

Trotzdem findet ein junger
Mann: „Die SPÖ steht voll Scheiße
da.“ Da kann ihm Bittner nur bei-
pflichten. Dass das so ist, liegt in
den Augen der Genossen nicht nur
am Chef. Es liegt an der ungelieb-
ten Großen Koalition, es liegt an
der ÖVP. „Die wollen den Gusen-
bauer nur ausrutschen lassen. Da-
mit er noch unbeliebter wird – in
der eigenen Partei“, so der Tenor.

Bittner-Warnung an die Ärzte
Bittner lässt auch beim Thema Ge-
sundheitspolitik keine Gelegenheit
zur Konfrontation aus. Der Bauern-
sozialversicherung habe die Vor-
gänger-Regierung „den Staubzu-
cker hinten dreimal hineingebla-
sen“ – z. B. über die Tabaksteuer
(Reaktion siehe unten). Aber auch
die jetzige Regierung sei nicht bes-
ser. Bei der Rezeptgebühr – die den
Kassen 70 Millionen Euro kostete –
agiere sie wie jemand, der Einkau-
fen geht und nicht zahlt. Die 0,15
Prozent Beitragserhöhung war
„volkswirtschaftlich vertrottelt“,
besser wäre eine Erhöhung der
Höchstbeitragsgrundlage (3840
Euro) gewesen. Den Wiener Ärzten,
mit denen Honorarverhandlungen
auf Eis liegen, richtet er aus, dass er
ohne Entgegenkommen lieber auf
den vertragslosen Zustand setzt.


